M U S T E R

Amtswegige Bildung der Straßeninteressentschaft:

Betrifft: Amtswegige Bildung der
              Straßeninteressentschaft
B E S C H E I D

Der Bürgermeister der Gemeinde ............................. als Straßenbehörde entscheidet im amtswegig eingeleiteten Verfahren zur Bildung der Straßeninteressentschaft  ....................... nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung wie folgt:

S p r u c h :

I) Widmung als Interessentenstraße:

Gemäß § 16 Abs. 1 lit. b und Abs. 3 lit. ...1) in Verbindung mit § 20 Abs. 8 lit. a des Tiroler Straßengesetzes (TStG), LGBl.Nr. 13/1989, wird die Straße ................................................

von .............................................. bis ....................................................2) nach Maßgabe und im Umfang der planlichen Darstellung 3) in der Anlage, die einen wesentlichen Bestandteil dieses Bescheides bildet, zur öffentlichen Interessentenstraße erklärt.

II) Bildung der Straßeninteressentschaft:

Gemäß § 20 Abs. 4 und 8 lit. b in Verbindung mit §§ 21 Abs. 1 und 22 Abs. 2 .... 4) des Tiroler Straßengesetzes (TStG), LGBl.Nr. 13/1989, wird für die im Spruchteil I angeführte Interessentschaftsstraße von Amts wegen die Straßeninteressentschaft ................................

mit der in der Anlage enthaltenen, einen wesentlichen Bestandteil dieses Bescheides bildenden, Satzung gebildet.

Die die Straßeninteressentschaft bildenden Interessenten sowie deren Beitragsanteile ergeben sich aus dieser Satzung.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen zwei Wochen ab Zustellung das Rechtsmittel der Berufung beim Bürgermeister der Marktgemeinde Telfs eingebracht werden. Die Berufung ist schriftlich, telegrafisch, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder auf andere technisch mögliche Weise einzubringen. Sie hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet, und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten. 

B e g r ü n d u n g 5)

Ergeht an: 6)










Der Bürgermeister

Anmerkungen:

1)
je nach Fall zutreffende litera anführen

2) auf Übereinstimmung mit den Angaben in der Satzung achten!

3)
allenfalls Angabe des Planverfassers, der GZl. udgl.

4)
ggl. auch Abs. 4 anführen (Beitragsanteile Winterdienst)

5)
es ist ausführlich auf die Voraussetzungen nach § 20 Abs. 4 lit. a TStG einzugehen („dringendes 
Verkehrsbedürfnis“ oder „dringende öffentliches Interesse“), ansonsten nach § 58 Abs. 2 AVG 1991 
auf die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 3, § 20 Abs. 4 lit. b TStG und die Beitragsanteilsfest-
setzung nach § 22 Abs. 2 und 3 TStG.

6)
Sämtliche Beteiligte insbesondere die Interessenten und betroffenen Gemeinden
